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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Winter 2021 forderte Jon Pult (sp, GR) in einer Motion, welche von 34
Parlamentarierinnen und Parlamentariern aus allen Parteien mitunterzeichnet wurde,
den Bundesrat dazu auf, eine unabhängige Kommission für NS-verfolgungsbedingt
entzogene Kulturgüter zu schaffen. Zudem dürfe bei der Beurteilung nicht mehr
zwischen sogenannter «Raubkunst» – jene die direkt von den Nazis entwendet wurde –
und «Fluchtkunst» – Kunst, die verkauft werden musste, um die Flucht zu finanzieren,
unterschieden werden. Weiter wollte die Motion geklärt haben, ob dieselben
Grundsätze auch auf Kulturgüter in kolonialen Kontexten angewendet werden können.
In der Sondersession vom Mai 2022 beugte sich der Nationalrat über die Motion. Pult
erklärte sein Anliegen damit, dass die Schweiz sich mit der Unterzeichnung der
Washingtoner Prinzipien von 1998 und der Erklärung von Terezin von 2009 dazu
verpflichtet habe, NS-verfolgungsbedingt entzogene Kulturgüter ausfindig zu machen,
die Nachfahren der ehemaligen Besitzerinnen und Besitzer zu suchen und für
«gerechte und faire Lösungen» zu sorgen. Die Geschehnisse rund um die Sammlung
von Emile Bührle am Kunsthaus Zürich hätten jedoch gezeigt, dass es hier grosse
Lücken gebe und die Schweiz verbesserte Instrumente brauche. Bekämpft wurde die
Motion von Andreas Glarner (svp, AG), der festhielt, dass er grundsätzlich hinter dem
Anliegen der Motion stehe. Es sei jedoch unsinnig, diese Forderung auf andere
Bereiche, wie koloniale Kontexte, auszudehnen. Auch der Bundesrat stimmte der
Forderung des Motionärs grundsätzlich zu, erachte es jedoch als verfrüht, bereits heute
Rahmenbedingungen für eine zu gründende Kommission festzulegen, wie dies im
zweiten Teil der Motion gefordert wurde. Daher beantragte Alain Berset, nur dem
ersten Teil der Motion zuzustimmen und die genaue Ausgestaltung der Kommission
noch offen zu lassen. In der Folge wurde der erste Teil der Motion, wie vom Bundesrat
empfohlen, stillschweigend angenommen. Auch der zweite Teil wurde mit 92 zu 90
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) knapp angenommen. Die Fraktionen der SP, GLP und der
Grünen stimmten geschlossen für die Vorlage, bei der SVP stimmte lediglich Andreas
Glarner dagegen. Die Fraktionen der Mitte und der FDP.Liberalen zeigten sich
unschlüssiger. Damit geht die Vorlage an den Ständerat. 1

MOTION
DATUM: 11.05.2022
SARAH KUHN

Nachdem der Nationalrat in der Sondersession 2022 beide Teile der Motion von Jon
Pult (sp, GR), welche eine unabhängige Kommission für NS-verfolgungsbedingt
entzogene Kulturgüter verlangte, angenommen hatte, nahm sich in der Herbstsession
2022 der Ständerat dem Anliegen an.
Die vorberatende WBK-SR beantragte mit einem Kommissionsbericht vom August 2022
mit 9 zu 0 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nur den ersten Teil der Motion anzunehmen
und den zweiten Teil zu streichen – wie es der Bundesrat zuvor empfohlen hatte. Die
Kommission habe sich ausgiebig mit der Provenienzforschung und der
Kulturgüterrückgabe beschäftigt und sei zum Schluss gekommen, dass die Einsetzung
einer solchen unabhängigen Kommission der geeignete Weg sei, um «gerechte und
faire Lösungen» zu finden. Sie stimme aber mit dem Bundesrat überein, dass es nicht
angemessen sei, die Rahmenbedingungen der Kommission bereits jetzt zu bestimmen.
Stattdessen solle ohne Zeitdruck überprüft werden, wie die Kommission auszugestalten
sei und ob es eine weitere Kommission für Kulturgüter aus anderen Kontexten brauche.
Kommissionssprecher Benedikt Würth (mitte, SG) hielt in der Ständeratsdebatte fest,
dass die Thematik der Raubkunst, auch 80 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges
hochaktuell sei. Kulturminister Alain Berset ergänzte, dass bei der Frage nach der
Ausgestaltung der Kommission auch die Ergebnisse der diesjährigen Konferenz von
Terezin – die dritte Folgekonferenz der Washingtoner Prinzipien von 1988 – eingebaut
werden könnten.
Der Ständerat folgte seiner Kommissionsmehrheit und nahm stillschweigend den ersten
Absatz, nicht aber die folgenden Punkte 1-6 der Motion an. Damit wird sich der
Bundesrat nun der Schaffung und der Ausgestaltung dieser Kommission widmen. 2
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Mit einer Motion verlangte Jon Pult (sp, GR), dass der Kunsthandel und das
Auktionswesen der Schweiz unter die Regelungen gegen Geldwäscherei und
Terrorismusbekämpfung gestellt werden. Kriminelle sowie Terroristinnen und
Terroristen würden den Schweizer Kunstmarkt missbrauchen, um «blutiges Geld» zu
waschen. Zudem habe der Krieg gegen die Ukraine gezeigt, dass über den Kunstmarkt
Sanktionen umgangen werden können, was es zu unterbinden gelte, wie Pult in der
Sondersession 2023 sein Anliegen gegenüber dem Nationalrat erklärte. Das Problem sei
enorm – so schätze die UNO das Kunsthandelsvolumen auf ganze USD 67.4 Mrd., wovon
über USD 6 Mrd. im Zusammenhang mit kriminellen Machenschaften stünden. Zwar
würde das Kulturgütertransfergesetz bereits gute Kontrollmöglichkeiten darüber liefern,
woher die in der Schweiz gehandelte Kunst oder die Kulturgüter kommen. Unklar bleibe
aber, woher das Geld für diese Kunst komme. Die EU sei in diesem Bereich
regulatorisch um einiges weiter als die Schweiz und auch in den USA gäbe es ähnliche
Bemühungen, wie Pult erklärte. Der Bundesrat beantragte derweil die Ablehnung der
Motion, zumal er keinen Handlungsbedarf ausmachte, da Beträge von über CHF 100'000
bereits dem Geldwäschereigesetz unterliegen würden, wie Karin Keller-Sutter unter
anderem erläuterte. In der Folge nahm der Nationalrat die Motion mit 111 zu 80 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) an. Die Stimmen für die Vorlage stammten aus den geschlossen
stimmenden Fraktionen der SP, der Grünen, der Mitte sowie der Grünliberalen. 3

MOTION
DATUM: 02.05.2023
SARAH KUHN

Die RK-SR gab Ende Juni 2023 bekannt, dass sie sich vorerst nicht mit der Motion Pult
(sp, GR) befassen werde, die forderte, den Kunsthandel und das Auktionswesen der
Schweiz unter die Regelungen gegen Geldwäscherei und Terrorismusbekämpfung zu
stellen. Dies, da der Bundesrat bekannt gegeben habe, nach der Sommerpause eine
Vernehmlassung für eine Revision des Geldwäschereigesetzes zu eröffnen. Ebenfalls
aus diesem Grund vorerst nicht behandelt werden drei weitere Motionen (Mo. 22.3637,
Mo. 22.3456; Mo. 21.4396). 4

MOTION
DATUM: 27.06.2023
SARAH KUHN

In Erfüllung einer Motion von Jon Pult (sp, GR) erliess der Bundesrat im November 2023
eine Verordnung, laut der eine «unabhängige Kommission für historisch belastetes
Kulturerbe» geschaffen werden soll. Dieses Gremium aus Expertinnen und Experten
soll in Zukunft umstrittene Fälle, bei denen etwa nicht klar ist, was mit den betroffenen
Kulturgütern geschehen soll, beraten und unverbindliche Empfehlungen abgeben. Der
Bundesrat möchte damit gemäss Medienmitteilung einen «rechtlich und ethisch
verantwortungsvollen Umgang» insbesondere mit NS-Raubkunst und Kulturgütern aus
kolonialen Kontexten unterstützen. Die Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 5

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 22.11.2023
SARAH KUHN

1) AB NR, 2022, S. 749 ff.
2) AB SR, 2022, S. 923 f.; Bericht der WBK-SR vom 22.8.22 (Mo. 21.4403)
3) AB NR, 2023, S. 736 f.
4) Medienmitteilung der RK-SR vom 27.6.23
5) Medienmitteilung BR vom 22.11.23
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